
feindlich i. S. des § 90 a StGB2 und die Tätigkeit der 
Angeklagten als Rädelsführerschaft für diese „Organi­
sation“ ausgedeutet. Diese Deutung erfährt eine 
wesentliche Ergänzung durch die Unterstellung, die 
Angeklagten hätten daneben einen verfassungsfeind­
lichen Nachrichtendienst i. S. des § 92 StGB3 betrieben. 
Diese Vorschrift wird allerdings nur auf die Hand­
lungsweise der angeklagten DDR-Bürger angewendet. 
Als strafrechtliches Pendant für den angeblichen Tat­
beitrag der mitarigeklagten westdeutschen Gewerk­
schafter zieht die Bundesanwaltschaft § lOOd Abs. 2 
StGB4 heran.

Es kann nicht Aufgabe dieses Artikels sein, im ein­
zelnen nachzuweisen, daß die genannten Vorschriften 
— ihren nazistischen Vorbildern entsprechend — eine 
äußerst dehnbare und subjektivierte Ausgestaltung 
erfuhren. Dazu wurde in der Strafrechtsliteratur der 
DDR ausführlich Stellung genommen.5 Hier sei nur an 
die bereits in der Vergangenheit getroffene Schluß­
folgerung erinnert, daß die Tatbestände der sogenann­
ten Staatsschutzbestimmungen des 1. Strafrechtsände­
rungsgesetzes von 1951 eine bewußt dehnbar gehaltene 
Fassung erhielten, um die strafrechtliche Verfolgung 
der anti-imperialistischen Gesinnung und des dement­
sprechenden Handelns der politischen Gegner des 
Adenauer-Kurses weitgehend zu erleichtern.

Um den ganzen Umfang der Willkürlichkeit zu er­
kennen, mit der die Bundesanwaltschaft ihre Anklage 
konstruierte, erscheint es erforderlich, der folgenden 
Auseinandersetzung einige allgemeine beweisrechtliche 
Erwägungen voranzustellen. § 160 Abs. 2 der westdeut­
schen StPO bestimmt, daß die Staatsanwaltschaft „nicht 
nur die zur Belastung, sondern auch die zur Entlastung 
dienenden Umstände“ zu ermitteln hat. Damit hat das 
Prinzip der Erforschung der Wahrheit eine verbind­
liche gesetzliche Festlegung erfahren. Dagegen wird in 
der Praxis in ständig steigendem Maße verstoßen, 
indem nicht ausschließlich festgestellte Tatsachen, 
sondern „Bewertungsmaßstäbe“ benutzt werden, die 
der rechtlichen Würdigung von vornherein ein subjek- 
tivistisches Gepräge geben. In dieser Willkürpraxis 
unterstützen sich der politische Strafsenat des BGH 
und die Bundesanwaltschaft gegenseitig. So bildete sich 
in der Anklagepolitik und in der politischen Spruch­
praxis ein in den wesentlichen Zügen übereinstimmen­
des Schema heraus, das eine Wiederbelebung faschisti­
scher Justizpraktiken darstellt. In dem Bestreben, die 
Strafverfolgung von Gegnern der Adenauer-Politik 
gerechtfertigt erscheinen zu lassen, wurde vor allem 
zur Methode der willkürlichen Umdeutung des Sach­
verhalts gegriffen. Die tatsächlichen Vorgänge werden 
entstellt und in ihr Gegenteil verkehrt.

Dieses willkürliche Vorgehen wird durch eine zweite, 
ebenso gesetzwidrige Methode ergänzt. Im Widerspruch 
zu dem verfahrensrechtlichen Grundsatz, daß die 
Handlungen und Ziele der Angeklagten durch Tat­
sachen bewiesen werden müssen (§ 267 StPO), gehen 
die oberen Instanzen der politischen Justiz immer 
offener dazu über, den Nachweis der persönlichen Ab­
sichten durch Fiktionen zu ersetzen. So wurde in den 
gegenwärtig anschwellenden Verfahren gegen DDR-

2 § 90 a Abs. 1 StGB bat folgenden Wortlaut: Wer eine Ver­
einigung gründet, deren Zwecke oder deren Tätigkeit sieh 
gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder gegen den Ge­
danken der Völkerverständigung richten, oder wer die Be­
strebungen einer solchen Vereinigung als Rädelsführer oder 
Hintermann fördert, wird mit Gefängnis bestraft.

3 § 92 Abs. l StGB hat folgenden Wortlaut: Wer in der Ab­
sicht, den Bestand oder die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland zu beeinträchtigen, einen der in § 88 bezeich- 
neten Verfassungsgrundsätze zu beseitigen, außer Geltung zu 
setzen oder zu untergraben oder eine solche Bestrebung zu 
fördern, für eine Dienststelle, eine Partei oder eine andere 
Vereinigung außerhalb des räumlichen Geltungsbereiches die­
ses Gesetzes, für eine verbotene Vereinigung oder für einen 
ihrer Mittelsmänner über Verwaltungen, Dienststellen, Betriebe, 
Anlagen, Einrichtungen, Vereinigungen oder Personen, die 
sich im räumliohen Geltungsbereich dieses Gesetzes befinden, 
Nachrichten sammelt oder zu diesem Zwecke einen Nach­
richtendienst betreibt, für eine solche Tätigkeit anwirbt oder 
sie unterstützt, wird mit Gefängnis bestraft.

4 vgl. dazu die Ausführungen zum Verfahren gegen Agartz 
in NJ 1957 S. 731 ff.

s vgl. „Die Bonner Strafrechtsänderungsgesetze“, Schriften­
reihe Strafrecht des Deutschen Instituts für Rechtswissen­
schaft, VEB Deutscher Zentralverlag, Berlin 1957.
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Bürger und mitangeklagte westdeutsche Gewerkschaf­
ter nicht nachgewiesen, daß die Angeklagten die 
Absicht hatten, den Bestand der Bundesrepublik zu 
beeinträchtigen. Offensichtlich in der unausgesproche­
nen Erkenntnis, daß solche Absichten nicht bestehen, 
haben einige politische Strafkammern, deren Mitglie­
der sich noch nicht auf die Adenauer-Linie haben 
drängen lassen, Freisprüche gefällt oder die Verfahren 
eingestellt. Solche gleichgeschalteten- Sonderkammern 
aber, wie die in doppelter Besetzung tagenden des 
Dortmunder Landgerichts, griffen wegen des völligen 
Fehlens beweiserheblicher Tatsachen zu der Fiktion, 
die Angeklagten gehörten dem FDGB als einer angeb­
lich verfassungsfeindlichen Vereinigung an und müßten 
deshalb eine entsprechende „staatsgefährdende“ Ziel­
setzung bei ihrem Auftreten in der Bundesrepublik 
gehabt haben. Die nach dem Gesetz erforderlichen Be­
weise wurden also durch unbewiesene und unbeweis­
bare Behauptungen über die Absichten des FDGB 
ersetzt und die der Organisation unterstellten Ziele 
einfach in die Gehirne ihrer Mitglieder übertragen. Auf 
diese Weise stempelten die Justizorgane — so vor 
allem in Dortmund, Düsseldorf und Bamberg — solche 
Gewerkschafter aus der DDR und der Bundesrepublik 
zu Verbrechern, die im Bundesgebiet ihre Auffassung 
über die ungeheure Gefährlichkeit der Atomaufrüstung 
und die Notwendigkeit der brüderlichen Zusammen­
arbeit aller friedliebenden Menschen darlegten.

Die Anklageschrift gegen Passarge und die sechs 
Mitangeklagten weicht — was zunächst die Subsumtion 
unter den Tatbestand des § 90 a StGB anbetrifft — im 
Grundsätzlichen von dieser Konstruktion nicht ab, sie 
versucht vielmehr, der Diskriminierung des FDGB-als 
der größten deutschen Gewerkschaftsorganisation eine 
letzte Abrundung zu geben. Lediglich in einigen Details 
sind gewisse Abweichungen zur bisherigen Praxis fest- 
zustellen. Im Unterschied zur vorangegangenen An­
klage- und Spruchpraxis begnügt sich die Anklage­
schrift der Bundesanwaltschaft nicht mehr mit einer 
allgemeinen Entstellung der Rolle des FDGB im 
Rahmen der gesamtdeutschen Politik, sondern setzt sich 
das Ziel — und auch hier tritt die Intensivierung der 
psychologischen Kriegsvorbereitung in Erscheinung —, 
die Verurteilung der Angeklagten als Leiter einer „ge­
heimen Zweigorganisation“ des FDGB in Westdeutsch­
land zu erreichen. Diese neue Nuance hat im Rahmen 
der Beweisaufnahme allenfalls formal-juristische Be­
deutung, und zwar nur insofern, als die rein theore­
tische Frage der Klärung bedarf, ob das relativ selb­
ständige Auftreten der Mitglieder einer bestimmten 
Organisation zur Bildung einer neuen Vereinigung 
führt, auch wenn sich dieses Auftreten völlig im 
Rahmen der Beschlüsse der „Mutterorganisation“ 
bewegt. Es sei im vorhinein bemerkt, daß die dies­
bezüglichen Feststellungen der Anklage höchst wider­
spruchsvoll sind und die Willkürlichkeit des Vorgehens 
der Bundesanwaltschaft unterstreichen.

Die Anklage stellt selbst fest, daß die Zielsetzung 
dieser angeblichen Zweigorganisation mit derjenigen 
des FDGB übereinstimme.6 7 Die Zwecke und die Tätig­
keit jener Zweigorganisation seien gegen die „verfas­
sungsmäßige Ordnung“ gerichtet, die untergraben und 
an deren Stelle eine andere, den „Grundwerten der 
freiheitlichen Demokratie“ widersprechende Ordnung 
gesetzt werden solle.1 Diese Feststellung unterscheidet 
sich in nichts von der gegen die Zielsetzung des FDGB 
überhaupt gerichteten Polemik, wie sie in den allge­
meinen Ausführungen des ersten Teils der Anklage zu 
finden ist.8

Von wesentlicher Bedeutung ist daher der Nachweis, 
daß sich die Zielsetzung des FDGB nicht gegen die 
„verfassungsmäßige Ordnung“ oder gegen den „Ge­
danken der Völkerverständigung“ richtet, daß diese 
Behauptung der Anklage vielmehr von den politischen 
Zwecklügen der herrschenden imperialistischen Kreise 
und ihrer Regierungsvertreter in Bonn abgeleitet ist.

Sehr bedeutsam für eine exakte Einschätzung der 
Zielsetzung des FDGB sind die Beschlüsse des 4. FDGB- 
Kongresses, in denen es heißt:

6 S. 56 f. der Anklage.
7 S. 57 der Anklage.
8 S. 5 ff. der Anklage.


